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len, die vergleichbar sind. Die Ver-
gabestelle ist zwar nicht verpflich-
tet, ihre Erwartungen an die Kon-
zepte im Einzelnen vorab darzu-
stellen. Sie muss jedoch Zu-
schlagskriterien bekanntgeben,
die im Nachhinein die Wertungs-
entscheidung überprüfbar ma-
chen. Da eine solche Klarheit des
Zuschlagskriteriums Reaktions-
zeitenkonzept vorliegend fehlt, ist
auch die Wertung nicht mehr
nachvollziehbar.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

barkeit beim Auftraggeber vor Ort
für ad hoc-Besprechungen, Not-
fallmaßnahmen und ähnliches er-
fordern. Denn ausgeschrieben
sind Tragwerksplanungsleistun-
gen im Sinne der HOAI für die
Leistungsphasen 1 bis 6 (Pla-
nungsphase), für die in den Verga-
beunterlagen nicht nachvollzieh-
bar dokumentiert und damit auch
nicht für die Bieter erkennbar ist,
unter welchen Umständen an wel-
chem Ort in der Leistungsphase 1
bis 6 (Planungsphase) eine soforti-
ge Verfügbarkeit überhaupt nötig
ist. Die Bieter konnten folglich
keine geeigneten Konzepte erstel-

werbs gewährleistet wird, der Zu-
schlag nicht willkürlich erteilt
werden kann und eine wirksame
Überprüfung möglich ist, ob und
inwieweit die Angebote die Zu-
schlagskriterien erfüllen. Der öf-
fentliche Auftraggeber muss die
Bieter angemessen über die Krite-
rien und Modalitäten informieren,
anhand derer er die Angebote aus-
wertet. Die Bieter müssen erken-
nen, worauf es dem öffentlichen
Auftraggeber ankommt.

Vorliegend lassen die Vorgaben
zum Reaktionszeitenkonzept
nicht eindeutig erkennen, welche
Umstände die kurzfristige Verfüg-

abhilfe die Nachprüfung des Ver-
gabeverfahrens.

Die Vergabekammer Nordbay-
ern (Beschluss vom 26. November
2018 – RMF-SG21-3194-3-31)
stellte fest, dass das durchgeführte
Vergabeverfahren den Antragstel-
ler in seinen Rechten verletzt.
Denn das Zuschlagskriterium Re-
aktionszeitenkonzept ist nicht
vergaberechtskonform. Die Vor-
gaben zum Reaktionszeitenkon-
zept sind nicht bestimmt genug.
Gemäß § 127 Abs. 4 GWB müssen
Zuschlagskriterien so festgelegt
und bestimmt sein, dass die Mög-
lichkeit eines wirksamen Wettbe-

maßnahmen und ähnliches si-
cherstellt. Folgende Aspekte müs-
sen in diesem Reaktionszeiten-
konzept zwingend Berücksichti-
gung finden: konkrete Angaben
von Reaktionszeiten, Darlegung
der Einhaltung dieser Reaktions-
zeiten.“

Einem nichtberücksichtigten
Tragwerksplaner teilte der Auf-
traggeber vorab mit, dass der für
den Zuschlag vorgesehene Bieter
unter anderem beim Reaktionszei-
tenkonzept ein besseres Ergebnis
erzielt hätte. Der Tragwerksplaner
rügte die Vorabinformation und
beantragte nach erfolgter Nicht-

Eine Vergabestelle schrieb die
Leistungsphasen 1 bis 6 der

Tragwerksplanung im Sinne der
Honorarordnung für Architekten
und Ingenieure (HOAI) europa-
weit im Verhandlungsverfahren
aus. Als Zuschlagskriterium war
unter anderem ein Reaktionszei-
tenkonzept bestimmt, für das ma-
ximal 40 Punkte erzielt werden
konnten. Ferner war wörtlich fest-
gelegt: „Mit dem Reaktionszeiten-
konzept hat der Bieter für das
konkrete Vorhaben darzulegen,
wie er die kurzfristige Verfügbar-
keit beim Auftraggeber vor Ort für
ad hoc-Besprechungen, Notfall-

Vergabekammer Nordbayern zur Bestimmtheit von Zuschlagskriterien

Vorsicht bei der Wertung von Konzepten

Rund um die Vergabe einer Tragwerksplanung gab es Streit. FOTO. DPA/CARSTEN REHDER

Praxistipp: Die Entscheidung
zeigt einmal mehr, dass die Um-
stellung auf die E-Vergabe immer
noch holprig verläuft. Hierbei er-
schweren nicht nur die neuen
technischen Herausforderungen
die Anwendung für den Bieter,
sondern auch die Vielzahl an in-
dividuellen Vorgaben und Formu-
laren der Vergabestellen. Man
sollte sich daher mit den Regelun-
gen der öffentlichen Auftragsver-
gabe rechtzeitig vertraut machen,
um sich nicht durch bloße Form-
fehler der Auftragschance zu be-
rauben. Außerdem sollte man
sich eine Checkliste erstellen, in
der alle Formalien, die der Auf-
traggeber verlangt, aufgeführt und
nacheinander abgehakt werden.
Nach dem 4-Augen-Prinizp sollte
man sich versichern, dass alle
Punkte erfüllt sind. > BSZ

geber können für die elektroni-
sche Angebotsabgabe aber auch
eine fortgeschrittene oder qualifi-
zierte elektronische Signatur ver-
langen. Dabei ist die Angebotsda-
tei mit einem speziellen „elektro-
nischen Stempel“ zu versehen.

Fordert der öffentliche Auftrag-
geber eine elektronische Signatur
und reicht ein Bieter ein Angebot
elektronisch ohne eine solche Sig-
natur ein, muss das Angebot nach
der Rechtsprechung des Oberlan-
desgerichts Düsseldorf ausge-
schlossen werden. Die fehlende
elektronische Signatur kann nach
Auffassung des OLG nicht als
„sonstiger Nachweis“ nachgefor-
dert werden, sondern das Angebot
ist zwingend gemäß § 57 Abs. 1
Nr. 1 VgV mangels vorgeschriebe-
ner Form von der Wertung auszu-
schließen.

Wird eine bestimmte elektroni-
sche Signatur verlangt und diese
wird vom Bieter bei der Angebots-
abgabe nicht genutzt, muss er
zwingend ausgeschlossen werden,
meldet die Vergabe24 GmbH aus
Stuttgart, an der auch der Verlag
Bayerische Staatszeitung GmbH
aus München beteiligt ist, in ih-
rem aktuellen Newsletter.

Seit Mitte Oktober 2018 sind
bei EU-weiten Vergabeverfahren
Angebote beim öffentlichen Auf-
traggeber nicht mehr per Post,
sondern elektronisch über ein On-
line-Vergabeportal einzureichen.
In den allermeisten Fällen ver-
langt die Vergabestelle eine Ange-
botseinreichung in Textform, die
meist durch Hochladen von PDFs
und anderen Dateien auf der ent-
sprechenden Plattform bewerk-
stelligt wird. Öffentliche Auftrag-

Angebotsausschluss bei fehlender elektronischer Signatur

Kein sonstiger Nachweis

Die Bundesdruckerei bietet elektronische Signaturlösungen an. FOTO: BUNDESDRUCKEREI
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